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RWI-Stellungnahme 

Stellungnahme des 

Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung e.V. (RWI)1 

zur Öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Arbeit und Soziales am 
6. Februar 2012 zu der Vorlage2 

 

Tarifsystem stabilisieren 

– BT-Drs. 17/8148 – 
 

Im Folgenden gehen wir auf die konkreten Vorschläge des Antrags einzelner 
Abgeordneter sowie der Fraktion DIE LINKE vom 13.12.2011 aus ökonomischer 
Sicht ein, die ausführliche Begründung unserer Positionen findet sich im Anhang. 

 

Antrag: 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. einen Gesetzentwurf vorzulegen, der sich an folgenden Eckpunkten orientiert: 

a) Als untere Haltelinie für das Entlohnungsgefüge in Deutschland wird ein flä-
chendeckender gesetzlicher Mindestlohn eingeführt. 

RWI: Eingriffe in das Preissystem eines Marktes sind grundsätzlich mit gegen-
läufigen Effekten verbunden: Diejenigen, deren Transaktionen zu modifizierten 
Preisen weiterhin stattfinden, erfahren durch den Eingriff einen Vorteil, aber 
diejenigen, die durch die Maßnahme aus dem Markt gedrängt werden, werden 
dadurch benachteiligt. Dieses Prinzip gilt selbstverständlich auch auf dem Ar-
beitsmarkt: Je höher ein flächendeckender gesetzlicher Mindestlohn festgelegt 

                                                           

1 Hohenzollernstraße 1-3, 45131 Essen. 

2 Projektteam: Dr. Ronald Bachmann, Prof. Dr. Thomas K. Bauer, Hanna Kröger, Dr. 
Sandra Schaffner und Prof. Dr. Christoph M. Schmidt. 
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wird, desto mehr verlagert sich diese Abwägung zwischen Lohnzuwachs und 
Beschäftigungseinbuße in der Tendenz zu Lasten der Beschäftigung von an-
sonsten beschäftigten Arbeitnehmern. Es ist schwer vorstellbar, dass der Ge-
setzgeber in der Lage ist, dasjenige Niveau eines gesetzlichen Mindestlohns zu 
bestimmen, dass diese Abwägung in gesellschaftlich optimaler Weise trifft. Es 
besteht im Gegenteil ein hohes Risiko, dass dieser im politischen Verhandlungs-
prozess zu hoch gewählt wird, und daraus erhebliche Beschäftigungsverluste 
entstehen. Daher ist ein flächendeckender gesetzlicher Mindestlohn abzulehnen. 

Allerdings ist ein flächendeckender gesetzlicher Mindestlohn aus ökonomischer 
Sicht – von der damit verbundenen Untergrenze für die Produktivität der Arbeit-
nehmer, die gerade noch im Arbeitsmarkt Chancen auf eine Beschäftigung ha-
ben und der Ausgrenzung anderer Arbeitnehmer, abgesehen – wohl keineswegs 
schlechter als ein Netz von branchenbezogenen Mindestlöhnen, die über die 
schädliche Wirkung auf die Beschäftigungschancen der ausgegrenzten Arbeit-
nehmer hinaus den Wettbewerb auf den Produktmärkten verzerren. Dennoch ist 
auch die Einführung eines niedrigen flächendeckenden gesetzlichen Mindest-
lohns abzulehnen. Es ist angesichts der Mechanismen des politischen Prozes-
ses schlichtweg nicht vorstellbar, dass ein bei der Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns mit Bedacht gewähltes moderates Niveau dieser Untergrenze in 
den darauffolgenden Wahlperioden beibehalten werden wird. 

Antrag: 

b) Der Anwendungsbereich des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes wird auf alle 
Branchen ausgeweitet. 

RWI: Das AEntG wurde ursprünglich aus protektionistischen Gründen eingeführt, 
denn inländische Arbeitnehmer sollten vor Konkurrenz durch entsendete auslän-
dische Arbeitnehmer geschützt werden. Es war also – wie im Grundsatz jeder 
Eingriff in das Preissystem auf einem Markt – ein Gesetz zu Lasten Dritter, der 
Konsumenten auf den betroffenen Produktmärkten ohnehin, aber vor allem zu 
Lasten der Beschäftigungschancen in Deutschland von potenziell aus anderen 
Ländern nach Deutschland entsendeten Arbeitnehmern. Dies wurde durch die 
besondere Situation im Bauhauptgewerbe und in benachbarten Branchen, näm-
lich die starke Konkurrenz durch Entsendungen aus dem Ausland, begründet. 
Des Weiteren herrschte in den Branchen, in denen über das AEntG Mindestlöh-
ne eingeführt wurden, ein grundlegender Konsens über die Einführung von Min-
destlöhnen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 
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Aber weder die starke Konkurrenz aus dem Ausland noch der angesprochene 
Konsens können in anderen Branchen als gegeben vorausgesetzt werden. Ohne 
diese Voraussetzungen ist jedoch die Gefahr von negativen Beschäftigungsef-
fekten für heimische Arbeitnehmer bei der Einführung von Mindestlöhnen deut-
lich erhöht. Damit würde das Gesetz seine potenziell negativen Auswirkungen 
auf Dritte, diesmal jedoch auf heimische Arbeitnehmer, ausdehnen. Eine Aus-
dehnung des AEntG auf alle Branchen ist daher abzulehnen. 

Antrag: 

c) Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz wird dergestalt reformiert, dass das In-
strument der Allgemeinverbindlicherklärung von Entgelttarifverträgen erleichtert 
wird. Zu diesem Zweck sind Tarifverträge vom Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales für allgemeinverbindlich zu erklären, wenn sie das Kriterium der Reprä-
sentativität erfüllen. Bei der Feststellung der Repräsentativität werden die Krite-
rien herangezogen, die in § 7 Absatz 2 AEntG definiert sind. Tarifverträge, die 
höhere Entgelte beinhalten, bleiben weiterhin gültig. 

RWI: Bei Allgemeinverbindlicherklärungen besteht als gegenläufiger Effekt zur 
Anhebung der Löhne für diejenigen, die trotz dieser Maßnahme ihren Arbeits-
platz behalten, die Gefahr des Abbaus von Beschäftigung. Für die davon be-
troffenen Arbeitnehmer bedeutet dies somit statt höherer Löhne den Verlust des 
Arbeitsplatzes und daran anschließend eine möglicherweise lange Phase der 
Arbeitslosigkeit. Die Einbindung des Tarifausschusses sowie die Zustimmung 
des Kabinetts bieten nicht zuletzt angesichts dieser Risiken und der mit ihnen 
verbundenen hohen Verantwortung gegenüber den Arbeitnehmern zusätzliche 
Kontrollinstanzen, um solchen negativen Effekten vorzubeugen, und sollten 
daher beibehalten werden. 

Antrag: 

d) Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz wird dahingehend geändert, dass auch 
Tarifverträge mit lediglich regionaler Reichweite für allgemeinverbindlich für die 
jeweilige Region oder darüber hinaus erklärt werden können; 

RWI: Die Allgemeinverbindlicherklärung regionaler Tarifverträge hätte zur Folge, 
dass sich wirtschaftlich florierende Regionen gegen Arbeitnehmer aus anderen 
Regionen Deutschlands abschotten könnten. Somit könnten bestimmte Regio-
nen Protektionismus gegenüber anderen Regionen betreiben. Dies würde die 
Lohnunterschiede innerhalb Deutschlands weiter zementieren. Daher ist es 
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abzulehnen, dass regionale Tarifverträge für allgemeinverbindlich erklärt werden 
können. 

Die Allgemeinverbindlicherklärung regionaler Tarifverträge über eine Region 
hinaus würde bedeuten, dass ein relativ hoher Tarifvertrag einer wirtschaftlich 
prosperierenden Region auf eine wesentlich leistungsschwächere Region aus-
gedehnt werden könnte. Dies hätte in der leistungsschwächeren Region poten-
ziell massive Beschäftigungsverluste zur Folge und ist aus diesem Grund abzu-
lehnen. 

Antrag: 

2. die Praxis bei den Allgemeinverbindlicherklärungen nach dem Arbeitnehmer-
Entsendegesetz dahingehend zu ändern, dass in der Regel komplette Entgeltta-
bellen für allgemeinverbindlich erklärt werden. Entgeltgruppen, deren Entgelthö-
he unterhalb des gesetzlichen Mindestlohns liegt, sind hinsichtlich des Entgeltes 
unwirksam. Als Branchenmindestlohn gilt das Entgelt, das in den Entgelttabellen 
als erstes oberhalb des gesetzlichen Mindestlohns liegt. 

RWI: Das Funktionieren der sozialen Marktwirtschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland erfordert ein gewisses Maß an Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt. 
Die Allgemeinverbindlicherklärung kompletter Entgelttabellen auf Basis des A-
EntG würde den Wettbewerb zwischen Arbeitgebern um die besten Arbeitneh-
mer de facto eliminieren. Dies hätte nicht nur negative Effekte auf die Dynamik 
und Produktivitätsentwicklung der Volkswirtschaft zur Folge, sondern ginge auch 
zu Lasten der besonders leistungsfähigen und leistungswilligen Arbeitnehmer. 
Diese Form der Allgemeinverbindlicherklärung ist somit aus gutem Grund nur in 
besonderen Fällen und bei der Erfüllung strikter Kriterien auf Basis des TVG 
möglich. Eine Vereinfachung dieses Prozesses ist somit eindeutig abzulehnen. 

Begründung 

Im Folgenden wird auf die grundlegenden Entwicklungen sowie Erklärungsan-
sätze in den Bereichen Beschäftigung, Löhne, Mitgliedschaft in Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbänden, Tarifbindung sowie Allgemeinverbindlicherklärungen 
und Mindestlöhne eingegangen. Der letzte Abschnitt beschreibt die sich erge-
benden wirtschaftspolitischen Implikationen, die die Grundlage für die Beurtei-
lung der konkreten Vorschläge des Antrags bilden. 
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Entwicklung der Beschäftigung 

Die deutsche Beschäftigung befindet sich derzeit auf einem historischen 
Höchststand. Im Juni 2011 waren in Westdeutschland 23 Millionen Menschen 
und in Ostdeutschland knapp 5,4 Millionen Menschen sozialversicherungspflich-
tig beschäftigt (Bundesagentur für Arbeit 2011a). Dies sind insgesamt 
2,2 Millionen mehr Beschäftigte als im Juni 2005, dem Monat mit der geringsten 
Zahl an Beschäftigten seit der deutschen Vereinigung. 

Eine wichtige Rolle spielen in diesem Zusammenhang atypische Beschäfti-
gungsverhältnisse. Das statistische Bundesamt definiert atypische Beschäfti-
gung als Beschäftigungsverhältnisse (ohne Schüler, Studenten, Soldaten und 
Zivildienstleistende), für die mindestens eines der folgenden Kriterien zutrifft: 
Befristung, Teilzeit mit weniger als 20 Stunden pro Woche, Zeitarbeit oder ge-
ringfügige Beschäftigung. Der Anteil atypischer Beschäftigung ist (mit Ausnahme 
des Jahres 2010) im Laufe der Zeit angestiegen. Dieser Anstieg ist in den aktuel-
len Jahren vor allem auf den Anstieg der Teilzeitarbeit, aber auch auf einen 
Anstieg der Zeitarbeit zurückzuführen. Der Anteil geringfügiger Beschäftigung 
hat sich hingegen seit den „Hartz-Reformen“ stabilisiert. 

Ein Anstieg der Teilzeitbeschäftigung kann positiv oder negativ bewertet wer-
den, was vor allem davon abhängt, ob die reduzierte Arbeitszeit freiwillig oder 
unfreiwillig gewählt wurde. So kann das Angebot an Teilzeitstellen zu einer Er-
höhung des Arbeitsangebots insbesondere von Frauen führen, da Beruf und 
Familie besser vereinbart werden können. Dies scheint auf die Mehrzahl dieser 
Beschäftigungsverhältnisse zuzutreffen (Buddelmeyer et al. 2004). Entspre-
chend bedeutet eine Zunahme sogenannter atypischer Beschäftigung nicht un-
bedingt, dass es sich dabei um eine negativ zu bewertende Entwicklung handelt. 
Allerdings zeigen verschiedene Studien, dass Frauen in Teilzeitbeschäftigung 
einen geringeren Stundenlohn erhalten als Vollzeitbeschäftigte, auch wenn man 
ähnliche Arbeitnehmer (z.B. hinsichtlich Alter und Bildung) miteinander vergleicht 
(Wolf 2002; Anger, Schmidt 2008; Bardasi, Gornick 2008; Brehmer, Sei-
fert 2008). Allerdings gibt es auch empirische Studien, die keine Unterschiede 
zwischen ähnlichen Beschäftigten finden (Manning, Petrongolo 2005; Busch, 
Holst 2008). 

Befristete Beschäftigung und Zeitarbeit entsprechen hingegen meistens nicht 
den eigentlichen Wünschen der Arbeitnehmer (RWI 2011). Vielmehr lässt sich 
vermuten, dass sie von Arbeitgebern angewandt werden, um flexibler auf Fluk-
tuationen in der Auftragslage reagieren zu können. Diese Beschäftigungsformen 
dienen vor allem dazu, den Kündigungsschutz (temporär) außer Kraft zu setzen. 



RWI-Stellungnahme 

6 

Sowohl aus volkswirtschaftlicher als auch aus Sicht der Akteure auf dem Ar-
beitsmarkt kann dies sinnvoll sein, da damit eher Personen eingestellt werden, 
die ohne diese Beschäftigungsformen nicht eingestellt würden. Insbesondere für 
junge Arbeitsmarkteinsteiger kann dies einen Einstieg in das Arbeitsleben be-
deuten, indem sie Arbeitserfahrung sammeln können, die ihnen wiederum zu 
einer unbefristeten Beschäftigung verhilft. 

Gleichzeitig kann es zu einer Segmentierung des Arbeitsmarkts kommen. Auf 
der einen Seite gibt es dabei unbefristet Beschäftigte, die einen sehr weitgehen-
den Kündigungsschutz genießen und entsprechend auch immer nur in derart 
abgesicherte Beschäftigungsverhältnisse wechseln werden, während es auf der 
anderen Seite befristet Beschäftigte gibt, die entsprechend schneller wieder 
ihren Arbeitsplatz verlieren können und möglicherweise vom einen in ein erneut 
befristetes nächstes Arbeitsverhältnis wechseln. 

Die insgesamt sehr positive Entwicklung der Beschäftigung reflektiert nicht zu-
letzt die Hartz-Reformen. Im Rahmen der Hartz-Gesetze wurde unter anderem 
die Möglichkeit des Aufstockens von Erwerbseinkommen durch ALG II einge-
führt. Zwischen dem Jahr 2007 und dem Jahr 2010 ist die Zahl der ALG II-
Empfänger insgesamt zurückgegangen, während die Zahl der Personen, deren 
Einkommen durch ALG II aufgestockt wird („Aufstocker“) leicht angestiegen ist. 
Insgesamt ist vor allem die Zahl der Hilfebedürftigen ohne Hinzuverdienste zu-
rückgegangen. Die Zahl der Aufstocker steigt vor allem aufgrund eines Zuwach-
ses an Teilzeitbeschäftigten, die bis zu 800 € verdienen, sowie geringfügig Be-
schäftigten. Hingegen ist die Zahl der vollzeitbeschäftigten Aufstocker im glei-
chen Zeitraum zurückgegangen. 

Beim Aufstocken von Erwerbseinkommen handelt es sich im Prinzip um eine 
Form des Kombilohns. Beschäftigte, insbesondere mit Familien, beziehen zu-
sätzlich zu ihrem (geringen) Entgelt ein Einkommen vom Staat und werden damit 
dafür belohnt, dass sie arbeiten, anstatt nur ALG II zu beziehen. Verglichen mit 
Arbeitslosigkeit ohne Hinzuverdienst beziehen sie somit netto ein höheres Ein-
kommen. Dabei können zwei Gruppen von „Aufstockern“ unterschieden werden. 
Zum einen handelt es sich um Personen mit einem relativ hohen Bedarf (z.B. 
aufgrund mehrerer Kinder in der Familie). Hier spielt das Aufstocken die oben 
beschriebene Rolle der Armutsbekämpfung und sollte als positiv bewertet wer-
den, da es sich um eine Art „Kinderbonus“ für Geringqualifizierte bzw. Gering-
verdiener handelt. Ähnliches kann zum Beispiel auch gelten, wenn Alleinerzie-
hende aufgrund ihrer Kinder nicht Vollzeit arbeiten können. 
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Zum anderen gibt es Personen mit relativ geringem Bedarf, die entsprechend 
nur relativ wenig aufstocken dürfen. Hierbei kann es sich um Personen handeln, 
die bewusst ein Teilzeitbeschäftigungsverhältnis suchen, da dies ihren Bedürf-
nissen entspricht. Genauso wäre aber denkbar, dass Arbeitnehmer eigentlich 
gerne mehr arbeiten würden, sich dies aufgrund der finanziellen Anreizwirkun-
gen des Systems nicht lohnt (der Sachverständigenrat spricht hierbei von der 
„Kombilohnfalle“, SVR 2010). 

Aufbauend auf der Frage nach der „Art“ der Aufstocker geht ein Kurzbericht 
des IABs (Dietz et al. 2009) auf die Frage ein, warum Aufstocker die Bedürftig-
keit nicht verlassen. Die Autoren beobachten, dass nur ein kleiner Teil der Auf-
stocker trotz Vollzeitbeschäftigung, also aufgrund geringer Stundenlöhne, be-
dürftig ist. Wenngleich dies häufig unterstellt wird, kann dabei aufgrund der Da-
tenlage nicht beurteilt werden, ob diese Stundenlöhne deshalb so niedrig sind, 
weil die prekäre Situation der Beschäftigten bzw. die Existenz der Hinzuver-
dienstregelungen von Seiten der Arbeitgeber ausgenutzt werden. Zwar kann 
dies nicht völlig ausgeschlossen werden, die beschriebenen Anteile der Beschäf-
tigten legen jedoch nahe, dass es sich hierbei nicht um die Mehrzahl der Auf-
stocker handelt. So wird für vollzeitbeschäftigte Aufstocker auch eine große 
Wahrscheinlichkeit des Verlassens der Bedürftigkeit erkannt (Bruckmeier et al. 
2010). Vielmehr scheinen fehlende Kinderbetreuung, gesundheitliche Probleme 
und geringe Qualifikation für die geringere Arbeitszeit und damit die Bedürftigkeit 
vieler Aufstocker entscheidende Ursachen zu sein. 

Entwicklung der Einkommensverteilung 

Deutschland ist seit Jahrzehnten ein Land mit recht geringer Einkommensun-
gleichheit. Etwa seit Mitte der 1990er Jahre kann jedoch eine wachsende Ein-
kommensungleichheit beobachtet werden. Diese steigt in Westdeutschland vor 
allem im unteren Bereich (Dustmann et al. 2009; Möller 2005; Prasad 2004; 
Steiner, Hölzle 2000) und in Ostdeutschland vor allem im oberen Lohnbereich an 
(Franz, Steiner 2000; Kohn 2006; Gernandt, Pfeiffer 2007). In den vergangenen 
Jahren hat sich die Ungleichheit allerdings stabilisiert (SVR 2011). Insgesamt 
befindet sich Deutschland damit im Mittelfeld der europäischen Länder. Dabei ist 
die Einkommensungleichheit weniger auf Unterschiede in Ausbildungsniveau 
und Alter zurückzuführen als in den meisten anderen EU-Staaten (Cholezas, 
Tsakloglou 2007). Somit besteht Lohnungleichheit vor allem zwischen Personen, 
die in etwa gleich alt sind und dasselbe Ausbildungsniveau aufweisen, nicht 
zwischen Personen in unterschiedlichem Alter bzw. mit unterschiedlichen Aus-
bildungsniveaus. 
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Dieser Anstieg der Lohnungleichheit lässt sich auch an einer Ausweitung des 
Niedriglohnsektors ablesen. Dabei wird generell die OECD-Definition verwendet, 
bei der die obere Grenze für den Niedriglohn bei zwei Dritteln des jeweiligen  
mittleren Bruttolohns3 liegt. Das bedeutet, dass die Grenze für Niedriglöhne sehr 
stark von der jeweiligen Lohnverteilung eines Landes abhängt. Die Niedriglohn-
schwelle stellt damit keinen absoluten Wert dar, der eine Aussage darüber zu-
lässt, ob ein bestimmter Lohn ein existenzsicherndes Einkommen gewährleistet. 
Während der Anteil der Personen unter der Niedriglohnschwelle bis zum 
Jahr 2006 stark angestiegen ist, kann seitdem eine Stabilisierung festgestellt 
werden, d.h. der Anteil der Personen unter der Niedriglohnschwelle ist konstant 
geblieben (Bundesagentur für Arbeit 2011b). 

Die geschätzte Anzahl der Beschäftigten im Niedriglohnbereich variiert je nach 
verwendeter Datenquelle. Die Daten der Bundesagentur für Arbeit (BA) haben 
gegenüber der Befragung des Sozioökonomischen Panels, das in diesem Zu-
sammenhang oft zum Einsatz kommt, den Vorteil, dass die Angaben verlässli-
cher sind. Bestimmt man mit Hilfe der BA-Daten die Niedriglohnschwelle für alle 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, dann lag sie im Jahr 2010 bei 1.802 € 
für Vollzeitbeschäftigte, wobei insgesamt 4,66 Millionen Personen unterhalb 
dieser Schwelle beschäftigt sind. Zieht man diese einheitliche Mindestlohn-
schwelle von 1.802 € heran, entspricht dies in etwa einem Stundenlohn von 11 € 
(bei einer 38-Stunden-Woche). Aufgrund der großen regionalen Lohnunterschie-
de innerhalb Deutschlands ist jedoch die Wahl einer einheitlichen Schwelle nicht 
unbedingt sinnvoll. Werden für West- und Ostdeutschland getrennte Niedrig-
lohnschwellen zugrunde gelegt, werden 4,28 Millionen Menschen unterhalb der 
jeweiligen Schwelle entlohnt. 

Legt man statt der BA-Daten das Sozioökonomischen Panel zugrunde, liegt die 
Schwelle nach Berechnungen des IAQ bei 9,06 €. Dementsprechend bedeutet 
ein Niedriglohn unabhängig von der verwendeten Datenquelle nicht unbedingt 
einen sehr geringen Stundenlohn. Dies bedeutet, dass die Einführung eines 
Mindestlohns von beispielsweise 8 € den Anteil der Niedriglohnbeschäftigten 
vermutlich nicht ändern würde (Es sei denn, es gäbe Beschäftigungsverluste im 
Niedriglohnbereich.) Des Weiteren sollte beachtet werden, dass es sich hierbei 
um Bruttoeinkommen handelt. Beim Nettoeinkommen plus Sozialleistungen 
könnte der Unterschied zwischen den Beschäftigten durchaus geringer sein. 

                                                           

3 Hier handelt es sich um den Medianlohn. Dieser ist so definiert, dass eine Hälfte aller 
Beschäftigten mehr als den Medianlohn verdient, während die andere Hälfte dementspre-
chend weniger als den Medianlohn verdient. 
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Insgesamt lässt sich beobachten, dass Frauen stärker vom Niedriglohn betrof-
fen sind als Männer. Zudem arbeiten zumeist junge Menschen im Niedriglohnbe-
reich. Dies könnte darauf zurückzuführen sein, dass sie noch nicht über viel 
Berufserfahrung verfügen und deswegen geringer entlohnt werden. Die größten 
Unterschiede können zwischen den verschiedenen Wirtschaftsbereichen beo-
bachtet werden. Der Anteil der Niedriglohnbeschäftigten ist bei privaten Haushal-
ten und im Gastgewerbe am höchsten, spielt jedoch in Bereichen wie der Ener-
gieversorgung keine Rolle. 

Die Lohnunterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland bestehen weiterhin 
und nehmen kaum oder gar nicht ab (Bundesagentur für Arbeit 2011a). Die mög-
lichen Gründe hierfür sind vielfältig (Görnig et al. 2005; Smolny 2009). Einerseits 
könnten die relativ geringen Löhne in Ostdeutschland beispielsweise an einer 
unterschiedlichen Zusammensetzung der Wirtschaft oder einem Abwandern von 
gut ausgebildeten jungen Menschen liegen. Andererseits könnte auch die Wett-
bewerbssituation der ostdeutschen Unternehmen eine Rolle spielen, da diese 
aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht in der Lage sind, genauso hohe Löh-
ne zu zahlen wie westdeutsche Unternehmen. 

Ein weiterer Faktor, der einen Einfluss auf die Lohnverteilung hat, ist der Lohn-
unterschied zwischen Männern und Frauen. Dieser ist in Deutschland, insbe-
sondere im Westen, im europäischen Vergleich sehr hoch. So beträgt die 
Lohndifferenz zwischen allen beschäftigten Männern und Frauen ca. 25 Prozent 
in West- und 6 Prozent in Ostdeutschland. Allerdings muss man dabei berück-
sichtigen, dass es in Westdeutschland einen sehr hohen Anteil an teilzeitbe-
schäftigten Frauen gibt, der stetig ansteigt. Deren Bruttoentgelte pro Stunde 
liegen deutlich unter denen von vollzeitbeschäftigten Männern. Hinzu kommt, 
dass bei den genannten Lohnunterschieden keinerlei Faktoren wie die Art der 
Beschäftigung, die Betriebsgröße, der Wirtschaftszweig etc. berücksichtigt wer-
den. Während Frauen z.B. viel häufiger im Dienstleistungsbereich oder sozialen 
Berufen beschäftigt sind, sind Männer insbesondere in Branchen mit hohen 
Löhnen wie der Chemie- oder Energiebranche beschäftigt. Vergleicht man Män-
ner und Frauen mit gleichen Charakteristika (Art der Beschäftigung, Wirtschafts-
zweig, etc.) ergibt sich ein wesentlich niedrigerer Lohnunterschied von 8 Prozent 
in Westdeutschland (Finke 2011). 

Die Lohnunterschiede zwischen Männern und Frauen lassen sich somit größ-
tenteils darauf zurückführen, dass Frauen vor allem in schlechter bezahlten 
Branchen, in Teilzeit oder insbesondere zu Zeiten des Karrierehöhepunkts (zwi-
schen 35 und 45) gar nicht arbeiten. Diese Faktoren sind unabhängig von der 
Entwicklung der Tarifbindung. Entsprechend kommt eine Studie von Antonczyk 
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et al. (2010) zu dem Schluss, dass der Rückgang der Tarifbindung keinerlei 
Auswirkungen auf den Lohnunterschied zwischen Männern und Frauen hat. So 
lässt sich auch erklären, dass der Lohnunterschied in Ostdeutschland im interna-
tionalen Vergleich sehr gering ausfällt. Dort sind Frauen gleichmäßiger auf ver-
schiedene Berufe verteilt, sind häufiger berufstätig und seltener teilzeitbeschäf-
tigt. 

Mitgliedschaft in Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden, Tarifbindung 

In Deutschland ist ein deutlicher Rückgang der Gewerkschaftsmitgliedschaft zu 
verzeichnen. Der Nettoorganisationsgrad (Anteil der beschäftigten Gewerk-
schaftsmitglieder an der Gesamtheit der beschäftigten Arbeitnehmer) fiel von 
32,7 Prozent (West) im Jahr 1980 und 28,7 Prozent (West) bzw. 39,7 Prozent 
(Ost) im Jahr 1992 auf 18,1 Prozent (West) bzw. 19,2 Prozent (Ost) im 
Jahr 2006 (Schnabel 2009). Dieser Rückgang lässt sich für den Zeitraum 1985-
2003 (West) bzw. 1993-2003 (Ost) nicht durch Kompositionseffekte erklären. 
Also erklären sich diese Unterschiede beispielsweise nicht allein aus der Tatsa-
che, dass in Branchen wie dem verarbeitenden Gewerbe mehr Arbeitnehmer 
gewerkschaftlich organisiert sind als im Dienstleistungsgewerbe (Fitzenberger 
et al. 2011). Vielmehr scheint eine Gewerkschaftsmitgliedschaft für Arbeitnehmer 
mit unterschiedlichstem Hintergrund (sozio-ökonomische Charakteristika, Wirt-
schaftszweig, Firma) nicht mehr attraktiv zu sein. 

Hinsichtlich der Mitgliedschaft in den Arbeitgeberverbänden existiert ein be-
merkenswertes Datenproblem, da es für Deutschland auf gesamtwirtschaftlicher 
Ebene keine belastbaren Daten gibt, die regelmäßig aktualisiert werden (Schna-
bel 2005). Offenbar sind jedoch sowohl ein Rückgang der Mitgliedschaft in den 
Arbeitgeberverbänden sowie ein Anstieg der OT-Mitgliedschaft, d.h. ohne Ta-
rifbindung, zu verzeichnen. Letztere können als Mittel der Organisationssiche-
rung angesehen werden, da Firmen ohne die Möglichkeit der OT-Mitgliedschaft 
ihren Arbeitgeberverband evtl. komplett verlassen würden. 

Die Flächentarifbindung ist seit Mitte der 1990er Jahre ebenfalls stark rückläu-
fig. Seit einiger Zeit ist jedoch eine Stabilisierung zu beobachten. Diese setzte im 
Jahr 2007 in Westdeutschland bei knapp über 50 Prozent, in Ostdeutschland im 
Jahr 2002 bei etwas über 30 Prozent ein. Dieser Rückgang ist vor allem darauf 
zurückzuführen, dass neu gegründete Betriebe seltener tarifgebunden sind (Ko-
haut, Ellguth 2008). Der Anteil der Firmentarifverträge an allen Tarifverträgen ist 
seit den 1990er Jahren kaum gestiegen (Ellguth, Kohaut 2010). Der Rückgang 
der Tarifbindung (sowohl Firmen- als auch Flächentarifverträge) ist (zumindest in 
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Westdeutschland) in allen Wirtschaftszweigen zu beobachten (Antonczyk 
et al. 2010). 

Eine bloße Betrachtung der Anzahl der Firmen, die direkt einem Tarifvertrag 
unterliegen, greift jedoch zu kurz. Dies liegt daran, dass sich viele Firmen ohne 
Branchen/Flächen- bzw. Firmentarifvertrag am Branchentarif orientieren. Im 
Jahr 2007 lag der Anteil der Beschäftigten von Firmen, die weder über einen 
Tarifvertrag verfügen noch sich an einem solchen orientieren, bei 19 Prozent 
(West) bzw. 28 Prozent (Ost) (Kohaut, Ellguth 2008). Somit ist dieser Rückgang 
zwar durchaus vorhanden, fällt jedoch weniger dramatisch aus, als oft behauptet 
– insbesondere wenn in Betracht gezogen wird, dass viele nicht tarifgebundene 
Firmen sich an einem Flächentarifvertrag orientieren. 

Allgemeinverbindlicherklärung, Arbeitnehmerentsendegesetz und Mindest-
löhne 

Der Anteil von Tarifverträgen, der nach dem TVG als allgemeinverbindlich er-
klärt wurde, hat sich seit dem Jahr 1991 von 5 Prozent auf 1,5 Prozent im 
Jahr 2008 reduziert (Bispinck, Schulten 2009). Für die Bewertung dieser Ent-
wicklung ist die traditionelle Rolle der Allgemeinverbindlicherklärung (AVE) in der 
deutschen Tariflandschaft von Bedeutung. Die AVE hat in Deutschland nie eine 
besonders große Rolle gespielt. Dies gilt insbesondere für Entgelttarifverträge, 
die heute genauso wie Anfang der 1990er Jahre die Minderheit der allgemein-
verbindlich erklärten Tarifverträge darstellen. Im Jahr 1991 waren rund 
23 Prozent (96 von 408) der als allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträge 
Entgeltverträge, während sich dieser Anteil auf 14 Prozent (33 von 233) im 
Jahr 2008 reduziert hat (Bispinck, Schulten 2009). Manteltarifverträge, die Tarif-
gruppen, Arbeitszeiten, Urlaubsansprüche usw. regeln, gelten deutlich häufiger 
für eine gesamte Branche, unabhängig von der Tarifbindung des Arbeitgebers 
(Bispinck et al. 2011). 

Das Verhalten der Arbeitgeber wird häufig als ein Grund für die abnehmende 
Bedeutung der AVE genannt. Insbesondere durch die Position im Tarifaus-
schuss hat der BDA ein faktisches Vetorecht gegen jede einzelne AVE, unab-
hängig von der Meinung der Branchentarifpartner (Bispinck, Schulten 2008). Des 
Weiteren spielt der sinkende Organisationsgrad der Arbeitgeber eine zentrale 
Rolle (siehe oben). Umso geringer der Organisationsgrad der Arbeitgeber, desto 
niedriger die ursprüngliche Tarifbindung, und umso unwahrscheinlicher ist es, 
dass die 50 Prozent-Hürde als Grundlage für eine AVE genommen wird. 
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Kohaut/Schnabel (2003) sehen in der 50 Prozent-Hürde einen wichtigen Be-
standteil der AVE, da so verhindert werden kann, dass die AVE von einer kleinen 
Gruppe produktiver Betriebe ausgenutzt werden kann, um Wettbewerber durch 
höhere Lohnkosten aus dem Markt zu drängen. Solch wettbewerbsverzerrende 
Motive können Arbeitgeber dazu verleiten, für eine Mindestlohneinführung in 
ihrer Branchen zu stimmen. Bachmann et al. (2012) zeigen, dass dies für acht 
Branchen aus dem Dienstleistungsbereich tatsächlich der Fall ist. Ein weiteres 
Beispiel dafür, wie Branchenmindestlöhne, die durch Tarifverhandlungen gesetzt 
werden, den Wettbewerb auf Produktmärken verzerren können, ist das der 
Deutschen Post (Heitzler, Wey 2010). Derselbe Mechanismus trifft auf AVE zu. 
Des Weiteren bewerten Brox et al. (2011) die Rechtsverordnung des AEntG, 
welche ebenfalls die AVE von Tarifverträgen ermöglicht und seit der Reform im 
Jahr 2009 auf die 50 Prozent Hürde verzichtet, als verfassungsrechtlich bedenk-
lich. 

In der Diskussion um Mindestlöhne und AVE wird häufig die deutsche Tarifbin-
dung mit der Tarifbindung in anderen europäischen Ländern verglichen. Im Ver-
gleich mit den EU-15 Ländern ist die gesamtdeutsche Tarifbindung mit 
63 Prozent in der Tat vergleichsweise gering. Bosch (2008) identifiziert drei We-
ge, die zu einer hohen Tarifbindung führen: Einen hohen gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad (skandinavische Länder), einen hohen Organisationsgrad der 
Arbeitgeber (Österreich) und ein zentrales Tarifsystem mit häufig verwendeten 
Allgemeinverbindlichkeitserklärungen (Frankreich). Traditionell ist das deutsche 
Tarifsystem in der zweiten Gruppe von Ländern mit einem hohen Organisations-
grad der Arbeitgeber einzuordnen. Anders als in Österreich existiert jedoch keine 
institutionelle Unterstützung, die den Organisationsgrad stärkt und erhält. In 
Österreich sind alle Arbeitgeber automatisch durch eine Zwangsmitgliedschaft in 
den Wirtschaftskammern organisiert. Eine ähnliche institutionelle Förderung 
existiert auf Arbeitnehmerseite in den skandinavischen Ländern, in denen die 
Arbeitslosenkassen durch die Gewerkschaften verwaltet werden (Gent System). 

Deutschland und die Mehrheit der europäischen Länder, die nicht auf eine 
(quasi) Pflichtmitgliedschaft der Arbeitnehmer und/oder Arbeitgeber in den ent-
sprechenden Organisationen setzten, haben seit Beginn der 1990er Jahre eine 
Dezentralisierung des Tarifsystems erlebt. Anders als in Deutschland ist diese 
Dezentralisierung jedoch nicht mit einer Reduzierung der Tarifbindung einherge-
gangen, da die Anwendung von AVE in z.B. Frankreich, den Niederlanden oder 
Spanien deutlich häufiger ist. Zusätzlich existiert in allen europäischen Ländern, 
die diesem System zuzuordnen sind, ein gesetzlicher Mindestlohn. So haben 
lediglich fünf der 27 EU-Mitgliedstaaten keinen gesetzlichen Mindestlohn: 
Schweden, Finnland, Dänemark, Deutschland und Italien. Die Höhe und Gestal-
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tung dieses Mindestlohns unterscheidet sich stark. Im EU-15-Vergleich hat Irland 
den höchsten Mindestlohn, der 52 Prozent des mittleren Lohns entspricht. Groß-
britannien bildet mit 35 Prozent des mittleren Lohns das Schlusslicht 
(Ochel 2008). 

Gesetzliche Mindestlöhne und Allgemeinverbindlicherklärungen sind staatliche 
Eingriffe in den Lohnfindungsprozess auf dem Arbeitsmarkt sowie in die Tarifau-
tonomie. Aus diesem Grund muss überprüft werden, wie sich solche Eingriffe auf 
andere wichtige Ergebnisgrößen, hier insbesondere die Beschäftigung, auswir-
ken. In Bezug auf die Verwendung und Verbreitung von Allgemeinverbindlich-
erklärungen existieren nach unserem Wissen keine Studien. Im Gegensatz dazu 
ist die Mindestlohnliteratur in den letzten 20 Jahren stark angewachsen. Insge-
samt liefern die Erfahrungen in anderen Ländern allerdings keine eindeutigen 
Hinweise auf Beschäftigungseffekte von Mindestlöhnen. Dies gilt unter anderem 
für Großbritannien, die Niederlande, Frankreich und Spanien (vgl. Dolado  
et al. 1996 oder Metcalf 2008): Die empirisch messbaren Beschäftigungseffekte 
unterscheiden sich zwischen Ländern, betroffenen Gruppen, Methodologie, und 
der Höhe des Mindestlohns. 

In Deutschland wurden im Jahr 2011 die existierenden Branchenmindestlöhne 
u.a. im Hinblick auf ihre Beschäftigungseffekte im Auftrag des BMAS evaluiert. 
Insbesondere die Evaluation des Baugewerbes (Bauhauptgewerbe, Dachdecker, 
Maler und Lackierer und Elektromonteure) bietet wichtige Einblicke in die mögli-
chen Wirkungen von Mindestlöhnen in Deutschland, da durch die Einführung um 
die Jahrtausendwende eine ausreichende Zeitreihe für empirische Auswertun-
gen vorliegt. Die Untersuchungen deuten auf neutrale Beschäftigungseffekte für 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte hin (vgl. z.B. IAB, RWI, ISG 2011). Ob 
die Anzahl entsendeter Arbeiter abgenommen hat, kann mit den vorhandenen 
Daten jedoch nicht untersucht werden. 

Die Übertragbarkeit dieser Ergebnisse auf andere Wirtschaftszweige ist jedoch 
nicht ohne Weiteres möglich. Hauptgrund hierfür ist, dass in den Branchen, in 
denen ein Mindestlohn eingeführt wurde, ein grundlegender Konsens zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern hinsichtlich dieser Regelung bestand. Dieser ist 
in erster Linie auf das protektionistische Grundmotiv dieser Mindestlöhne zu-
rückzuführen, die darauf abzielten, die Beschäftigung inländischer Arbeitnehmer 
gegen ausländische Konkurrenz (entsendete Arbeitnehmer) abzusichern. Daher 
erscheint das Ergebnis neutraler Beschäftigungswirkungen auf inländische Ar-
beitnehmer nicht überraschend. In Branchen mit einem geringeren Anteil ent-
sendeter Arbeitnehmer kann jedoch nicht zwangsläufig mit demselben Ergebnis 
gerechnet werden. Vielmehr stellen Beschäftigungsverluste in Branchen ohne 
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den angesprochenen Grundkonsens sowie mit wenigen entsendeten Arbeitneh-
mern eine reelle Gefahr für die inländische Beschäftigung dar. 

Gleiches gilt für die Übertragbarkeit von Ergebnissen aus anderen Ländern. Die 
Wirkung von Arbeitsmarktinstitutionen auf Löhne und Beschäftigung hängt sehr 
stark von einem Zusammenspiel der verschiedenen Institutionen statt. Daher 
muss davon ausgegangen werden, dass die Wirkung des Mindestlohns bei-
spielsweise in Großbritannien eine andere ist als in Deutschland, da z.B. der 
Kündigungsschutz und das System industrieller Beziehung sehr unterschiedlich 
gestaltet sind. Letztlich wird als Begründung für eine Ausweitung der Mindest-
lohnregelungen des AEntG oftmals angeführt, dass die seit Mai 2011 in Deutsch-
land geltende Arbeitnehmerfreizügigkeit zu einer massiven Zuwanderung insbe-
sondere aus Mittel- und Osteuropa führen könnte, was wiederum zu erhöhter 
Konkurrenz durch entsendete oder zugewanderte Arbeitnehmer führen würde. 
Zurzeit sind solche Tendenzen jedoch nicht zu erwarten (vgl. Baas, Brü-
cker 2011). Bei der Zuwanderung nach Deutschland scheint vielmehr ein weit 
wichtigeres Thema zu sein, dass Deutschland bisher für hochqualifizierte Fach-
kräfte wenig attraktiv ist (Rinne, Zimmermann 2009). 

Wirtschaftspolitische Implikationen 

Die Beschäftigung in Deutschland befindet sich zurzeit auf einem Rekordni-
veau. Gleichzeitig nimmt der Anteil der Beschäftigten, die in atypischen Beschäf-
tigungsverhältnissen beschäftigt sind, sowie die Anzahl von Personen, die ihr 
Arbeitslosengeld aufstocken, zu. Diese Entwicklungen dürfen nicht unabhängig 
voneinander betrachtet werden. Vielmehr ist davon auszugehen, dass die Flexi-
bilisierung des Arbeitsmarktes zur positiven Beschäftigungsentwicklung beige-
tragen hat. Auch die Lohnzurückhaltung der letzten Jahre hat sicherlich einen 
positiven Einfluss auf die Beschäftigung gehabt. Eine Stärkung der Tarifbindung 
hätte hier vermutlich einen eher negativen Effekt, da diese zu erhöhten Lohnfor-
derungen führen dürfte. Dass diese Gefahr durchaus besteht, lässt sich an den 
sehr negativen Arbeitsmarktentwicklungen in Ostdeutschland ablesen, da dort 
gewerkschaftlich vereinbarte Löhne sich generell als zu hoch und zu inflexibel 
erwiesen haben (vgl. Fitzenberger et al. 2011). 

Die insgesamt sehr positive Entwicklung des Arbeitsmarktes sollte zudem nicht 
durch unverhältnismäßige Einschränkungen atypischer Beschäftigungsverhält-
nisse und eine Stärkung des Tarifsystems gefährdet werden. An den existieren-
den Schwächen des Arbeitsmarktes sollte jedoch weiter gearbeitet werden. Dies 
betrifft insbesondere die Hinzuverdienstregelungen des ALG II, die speziell für 
Langzeitarbeitslose mit Kindern zu geringe Arbeitsanreize schaffen (SVR 2010). 
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In Verbindung mit Änderungen des Kindergeldes könnten hier größere Anreize 
zur Erwerbsaufnahme geschaffen werden. Zudem ließe sich angesichts der 
Ergebnisse der Studie von Dietz et al. (2009) der Anteil der Aufstocker verrin-
gern, wenn kurzfristig das Arbeitsangebot durch bessere Betreuungsmöglichkei-
ten erhöht würde. Bessere Bildung kann zudem die Chancen aller erhöhen. 

Eine Gefahr sowohl atypischer Beschäftigungsverhältnisse als auch der befris-
teten Beschäftigung besteht in einer Spaltung des Arbeitsmarktes. Diese kann 
sich so gestalten, dass eine Gruppe von Arbeitnehmern hohe Beschäftigungssi-
cherheit und hohe Löhne genießt, während eine andere Gruppe sich mit geringer 
Beschäftigungssicherheit und niedrigen Löhnen abfinden muss und zudem eine 
relativ geringe Chance hat, diesen Zustand zu verbessern. Daher erscheint es 
sinnvoller, den Kündigungsschutz insgesamt etwas zu lockern und damit insbe-
sondere jungen Arbeitnehmern größere Chancen am Arbeitsmarkt zu geben. 
Dies kann dann auch zu einem Rückgang befristeter Beschäftigung führen. 

Eine weitere neuere Entwicklung des deutschen Arbeitsmarktes ist die steigen-
de Lohnungleichheit, die in Ost- und Westdeutschland unterschiedliche Formen 
annimmt. Diese steigende Lohnungleichheit ist Ausdruck des anhaltenden tech-
nischen Fortschritts sowie der zunehmenden Globalisierung. Der zu verzeich-
nende Rückgang der Mitgliedschaft in Gewerkschaften und in den Arbeitgeber-
verbänden sowie der Tarifbindung durch Flächentarifverträge trägt nur in sehr 
geringem Maße zu dieser Entwicklung bei. Auch hat der Rückgang der Tarifbin-
dung keine Auswirkungen auf den Lohnunterschied zwischen Männern und 
Frauen gehabt. Somit ist nicht davon auszugehen, dass eine Stärkung der Ta-
rifbindung zu einem Rückgang dieser Ungleichheiten führen wird. 

Hinsichtlich des Lohnunterschieds zwischen Männern und Frauen sind drei 
vielversprechendere Ansätze zu nennen. Zum einen sollte bereits früh im Bil-
dungssystem versucht werden, Frauen bzw. Mädchen für Berufe und Wirt-
schaftszweige im technischen Bereich zu begeistern, da diese Tätigkeiten ein 
höheres Lohnniveau aufweisen als die traditionellen „Frauenberufe“. Desweite-
ren sollten die Betreuungsangebote für Kinder und Jugendliche erhöht werden, 
um die Partizipationsrate von Frauen zu steigern, Unterbrechungen der Karriere 
zu verkürzen und ihnen die Möglichkeit zu geben, Vollzeit zu arbeiten. Letztend-
lich sollte auch das System des Ehegattensplittings überdacht werden, da dies 
dazu führt, dass es sich „lohnt“, wenn ein Ehepartner (zumeist die Frau) weniger 
verdient. 

Der Rückgang der Tarifbindung spiegelt vor allem die veränderte Lebenswirk-
lichkeit am Arbeitsmarkt wider. In Deutschland – wie auch in vielen anderen 
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entwickelten Volkswirtschaften – hat sich in den vergangenen Jahrzehnten ein 
deutlicher Übergang von der Ära der homogenen, auf Massenfertigung beruhen-
den Industriebetriebe hin zur modernen Wissens-, Dienstleistungs- und Indust-
riegesellschaft ergeben. Mit dieser Entwicklung sind auch die Arbeitsbeziehun-
gen vielschichtiger geworden (Schmidt 2008). Flächentarifverträge scheinen 
dem nur unzureichend gerecht zu werden. 

Hinsichtlich Mindestlöhnen würde eine Ausweitung der Allgemeinverbindlicher-
klärungen oder des Arbeitnehmerentsendegesetzes die Gefahr von Beschäfti-
gungsverlusten mit sich bringen. Zum einen ist das Ergebnis überwiegend neut-
raler Beschäftigungseffekte aus den Branchen, in denen ein Mindestlohn gilt, 
nicht ohne Weiteres auf andere Branchen übertragbar. Zudem besteht bei bran-
chenspezifischen Mindestlöhnen immer die Gefahr, dass diese von den Tarifpar-
teien dazu missbraucht werden, ihre Marktmacht auf dem Produktmarkt zu festi-
gen oder auszubauen, wie dies im Briefdienstleistungsgewerbe der Fall war. 

Bei einem flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn besteht ebenfalls die 
Gefahr von Beschäftigungsverlusten. Diese rührt vor allem daher, dass die Be-
schäftigungseffekte eines solchen Mindestlohns im Voraus kaum vorherzusagen 
sind. Das Risiko, dass der Mindestlohn auf einem zu hohen Niveau festgesetzt 
wird, sollte daher nicht unterschätzt werden. Aus diesen Gründen ist eine Aus-
weitung von Mindestlohnregelungen, insbesondere mit Hilfe des Arbeitnehmer-
entsendegesetzes oder von Allgemeinverbindlicherklärungen, abzulehnen. 
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